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87/2014 
 
Sitzung der Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes der Kreise Lippe 
und Paderborn und der Städte Barntrup, Detmold, Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg 
und Paderborn 
 
 
 
Die Sitzung der Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes der Kreise Lippe 
und Paderborn und der Städte Barntrup, Detmold, Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg und 
Paderborn findet statt am 
 
 

Freitag, 13. Juni 2014, 16:30 Uhr 
Tagungsort: Hauptstelle Paderborn der Sparkasse Paderborn-Detmold,  

Hathumarstraße 15 - 19, 33098 Paderborn 
 

 

Tagesordnung 

 

1. Eröffnung der Verbandsversammlung und Bekanntgabe von Mitteilungen 
 
2. Kenntnisnahme des Protokolls der Sitzung der Verbandsversammlung vom  

6. Dezember 2013 
 
3. Berichterstattung zur Geschäftsentwicklung der Sparkasse Paderborn-Detmold im Ge-

schäftsjahr 2013 sowie Perspektiven für das Geschäftsjahr 2014 
 
4. Beschlussfassung über die Verwendung des Jahresüberschusses des Geschäftsjahres 

2013 der Sparkasse Paderborn-Detmold gem. § 8 (2) g SpkG NW i. V. m. § 25 SpkG NW 
 
5. Beschlussfassung über die Entlastung der Organe der Sparkasse Paderborn-Detmold für 

das Geschäftsjahr 2013 gem. § 8 (2) f SpkG NW 
 

6. Gemeinsamer Bericht von Vorstand und Verwaltungsrat über die Einhaltung des „Corpo-
rate Governance Kodex für Sparkassen in Nordrhein-Westfalen“ 

 
7. Verschiedenes 

 
Paderborn, den 26. Mai 2014 
 
 
gez. 
       
Manfred Müller     
Vorsitzender der Verbandsversammlung   
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88/2014 
 

Kreis Paderborn 
Der Landrat 

Rechnungsprüfungsamt 
Aldegreverstr. 10 – 14 

33102 Paderborn 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 

H i n w e i s 
 

 
Die Bezirksregierung Detmold hat die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dem Kreis 

Paderborn und der Stadt Büren zur Übernahme von Beratungs- u. Prüfungsleistungen bei der 

Durchführung von Vergabeverfahren der Stadt Büren durch das Rechnungsprüfungsamt des 

Kreises Paderborn am  09.05.2014 (Az. 31.13 04 (7)) genehmigt und im Amtsblatt Nr. 21 der 

Bezirksregierung Detmold – ausgegeben am 19.05.2014  (Seiten 129 u.130) – bekannt ge-

macht. 

 

Gem. § 24 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) wird auf 

diese öffentliche Bekanntmachung hingewiesen. 

 

Paderborn, 27.05.2014 

 

Der Landrat 

Im Auftrag 

  
gez. 
 
 
Albert Hedergott 
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89/2014 
 

Kreis Paderborn 
Der Landrat 
Umweltamt 

Aldegreverstraße 10-14 
33102 Paderborn 

 
Az.: 66.6/40325-13-600 

Immissionsschutz 
 

Entscheidung über die Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung  
(Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3 c des Gesetzes über die  

Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG) 
für die Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage als Teil einer Windfarm mit Anlagen mit einer 

Gesamthöhe von jeweils mehr als 50 Metern mit 6 bis weniger als 20 Windkraftanlagen  
in 33100 Paderborn 

 
 
 
Die Windkraft Rönickerfeld 3 GmbH & Co.KG, Am Henkelberge 33, 33100 Paderborn, beantragt für 
den Standort Paderborn, Gemarkung Neuenbeken, Flur 13, Flurstück 144, eine Genehmigung nach § 
4 des Bundes – Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb einer 
Windkraftanlage mit einer Nabenhöhe von 113,50 m und einem Rotordurchmesser von 71 m. 
 
Die v.g. Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP-pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.6.2 
Spalte 2 als Vorhaben genannt, für die im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach 
§ 3 c Satz 2 des UVPG zu prüfen ist, ob von dem Vorhaben nach den in der Anlage 2 Nummer 2 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien - erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, 
die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen wurde entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht notwendig ist, da durch das Vorhaben nach überschlägiger Prüfung keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
 
Die Feststellung ist selbständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3 a des UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben. 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
 
 
(Kasmann) 
 
 


